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Bebauungsplan Nr. 183/III "Lichtenburg-Nord"  
in Leverkusen-Steinbüchel 
 

 

Äußerungen zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Behörden gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB sowie  

Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf 
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I/A Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 

A0 Protokoll der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
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Stellungnahme der Verwaltung 

 

zu 1.) Feuerwache 

Die Stadt Leverkusen ist nach § 6 Rettungsgesetz NRW verpflichtet, 
einen leistungsfähigen Rettungsdienst (RD) zu unterhalten. Die Leis-
tungsfähigkeit ist als „Erreichungsgrad der Hilfsfrist“ in der einschlägi-
gen Rechtsprechung wie folgt definiert: Innerhalb von 8 Minuten nach 
Eingang eines Notrufes muss in 90 von 100 der Notfälle ein Fahrzeug 
des Rettungsdienstes am Einsatzort eintreffen. 

Der sich daraus ergebende Radius um einen Standort, in dem ein RD 
Fahrzeug die Hilfsfrist einhalten kann, ist beschränkt. Von den besetz-
ten Standorten (Wachen 1 - 7) des Rettungsdienstes waren nach den 
Fahrtzeitanalysen die Stadtteile Lützenkirchen, Steinbüchel und Schle-
busch zu wesentlichen Teilen nicht innerhalb der Hilfsfristen zu errei-
chen. 

Im April 2007 wurde daher provisorisch der zusätzliche Standort Wa-
che 8, Lützenkirchener Straße im Gerätehaus der Freiwilligen Feuer-
wehr, eingerichtet. Die Verbesserung der Hilfsfrist durch eine Beset-
zung des Rettungswagens von 12 Stunden an 5 Tagen war so deutlich, 
dass ab Sommer 2007 der Rettungswagen für 24 Stunden an 365 Ta-
gen besetzt wurde. Die weiteren Analysen der Rettungsdiensteinsätze 
im östlichen Stadtbereich haben ergeben, dass auch vom Standort  
Lützenkirchen die Erreichbarkeit im Bereich Steinbüchel/Schlebusch 
nur bedingt gegeben ist. 

Eine Verlagerung des Standortes in den Bereich südlich der Autobahn 
an den Standort Am Steinberg wird daher eine weitere Verbesserung 
der Hilfsfristen ergeben. Die Verkehrsanbindungen nach Lützenkirchen, 
Steinbüchel und Schlebusch sind insbesondere für die Bereiche, die 
von anderen Standorten nicht zeitgerecht erreicht werden können, sehr 
gut. 
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Die Freiwillige Feuerwehr Steinbüchel ist seit Jahren in einem angemie-
teten, umgebauten Hühnerstall am Krummen Weg untergebracht. Die 
Räumlichkeiten entsprechen in keiner Weise den Anforderungen an ein 
Feuerwehrgerätehaus. 

Um entsprechende Synergieeffekte zu nutzen, sollen Rettungswache 
und das Gerätehaus in einem Zug gebaut werden. Prozentual teilt sich 
das gesamte Gebäude in 57,54 % für die Freiwillige Feuerwehr und 
42,46 % für den Rettungsdienst auf: Im Erdgeschoss ist zum einen die 
Freiwillige Feuerwehr mit einer Wagenhalle für zwei Löschfahrzeuge 
und angrenzenden Umkleidebereichen sowie der „aktive“ Bereich der 
Rettungswache mit Wagenhalle, Desinfektion, Medikamentenlager,  
Büro und Umkleiden/Duschen für die Einsätze der Notärzte unterge-
bracht. Durch die mittige Platzierung des Übungshofs, der zwischen 
den zwei Funktionsbereichen liegt, wird eine Einzäunung des Geländes 
gespart und hat große sicherheitstechnische Vorteile. Daneben schirmt 
er die lärmintensiven Aktivitäten der Freiwilligen Feuerwehr zur be-
nachbarten Bebauung nach außen hin ab. 

Im 1. Obergeschoss befindet sich ein Zwischengeschoss, das der Ret-
tungswache als „ruhiger“ Bereich dient, hier halten sich die Angestellten 
auf, speisen, ruhen sich aus. Das 2. Obergeschoss und das oberste 
Geschoss dienen der Freiwilligen Feuerwehr für Schulungen und Ju-
gendarbeit. Das Gebäude orientiert sich an der Topografie und folgt 
größtenteils den Höhenlinien. 

Der Gebäudeteil der Rettungswache wird kontinuierlich benutzt. Der 
Teil der Freiwilligen Feuerwache wird voraussichtlich nur einmal pro 
Woche genutzt. 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen die Planung 
einer Feuerwache Am Steinberg keine Bedenken, wenn die Geräusch-
situation, wie im Immissionsgutachten zur Rettungswache beschrieben 
ist, eingehalten wird. 
Der Gutachter legt dar, dass im Normalbetrieb, ohne Einsatz der Son-
dersignale, die als Orientierungswerte angenommenen Richtwerte für 
Wohngebiete gemäß der TA Lärm eingehalten werden. Beim Einsatz 
des Martinshorns werden die Spitzenpegel erwartungsgemäß über-
schritten. Die Möglichkeit der Installation einer Lichtsignalanlage, die 
ein Ausrücken ohne Martinshorn ermöglicht, ist bereits vorbereitet. 

Die notwendigen Stellplätze sind auf dem Grundstück vorgesehen. 

Die Baugenehmigung dazu wurde bereits auf Basis des  
§ 35 Abs. 2 BauGB erteilt. Die Entwürfe zum Bebauungsplan wurden 
hierbei berücksichtigt. Die Errichtung der Rettungswache ist bereits im 
Aufstellungsbeschluss vom 08.11.2010 als zentrales Ziel des Bebau-
ungsplanes vorgesehen. Der Bau ist fertiggestellt und wird bereits ge-
nutzt. 
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Für die außerhalb des Bebauungsplans gelegenen Straßenabschnitte 
ist festzustellen, dass die Feuerwehr bei der Standortplanung die Er-
reichbarkeit geprüft hat. Eine durchgängige Fahrbahnbreite für den Be-
gegnungsfall Lkw/Feuerwehrfahrzeug ist in vielen Straßen im Außenbe-
reich nicht gegeben. Hier ist im Notfall z. T. auf die Seitenstreifen aus-
zuweichen. Insbesondere für die Rettungsfahrzeuge sind die Straßen 
ausreichend. 

Die Straße Am Steinberg war zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteili-
gung der Öffentlichkeit noch mit der bestehenden Straßenverkehrsflä-
chenbreite von 7,5 m bis 11,0 m vorgestellt worden. Im Laufe des Ver-
fahrens ist eine Verbreiterung der Fahrbahn sowie der gesamten Stra-
ßenverkehrsfläche geplant worden:  

Die Straße Am Steinberg erhält zukünftig eine Fahrbahnbreite von 
6,0 m. Bei dieser Breite ist der Begegnungsverkehr Bus/Bus bzw. 
Lkw/Lkw bei verminderter Geschwindigkeit (Tempo 30) möglich. Dies 
entspricht den Zielen des Bebauungsplans zur Steigerung der Aufent-
haltsqualität und zur Verminderung der Lärmbelastung, die Geschwin-
digkeit auf der Straße „Am Steinberg“ zu reduzieren. 

 

Auf dem Gelände der Feuer-/Rettungswache werden keine Gefahrstof-
fe/Giftstoffe in nennenswerten Mengen gelagert. Betriebsstoffe für 
Fahrzeuge oder Öle und Fette zur Wartung/Reparatur sind nur in klei-
nen Mengen vorhanden und werden entsprechend den Vorschriften 
gelagert.  

Eine Gefährdung der Umwelt und der Anwohner ist nicht gegeben.  

 

Zu 2.) Grabeland 

Die Umwandlung der als Grabeland gepachteten Flächen (es handelt 
sich hier nicht um Hausgärten) erfolgt nicht, um Weideland zu schaffen, 
sondern um ökologisch wertvolle Flächen für den Artenschutz zu be-
wahren bzw. zu erweitern. Die Beweidung der Flächen ist Teil der Pfle-
ge- und Erhaltungsmaßnahme für diese Flächen. 

Die öffentliche Grünfläche ist ein wesentlicher Bestandteil des ökologi-
schen Konzepts zur Minderung und Kompensation des Eingriffs durch 
die neue Bebauung. Die Festsetzung entspricht auch den Zielen des 
Flächennutzungsplanes sowie des Landschaftsplanes. Gleichzeitig ist 
die Fläche als Puffer zur Sicherung der für den Artenschutz wichtigen 
und hochwertigen Flächen (Bruthabitat Steinkauz) außerhalb des Plan-
gebiets. Dieser Aspekt führte ja bereits zu der Reduzierung der Bauflä-
chen und des ursprünglichen Plangebiets.  

Im Rahmen der ganzheitlichen Planung durch den landschaftspflegeri-
schen Begleitplan sind eine Vielzahl vom Maßnahmen vorgesehen, die 
die vorhandenen erhaltenswerten Bäume und Bewuchsstrukturen si-
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chern und ergänzen. Es entsteht so ein vielfältiger und hochwertiger 
Lebens- und Freiraum. 

Aus diesem Grunde ist es auch notwendig, Pachtverträge für Grabe-
landflächen zu kündigen. Auf diesen bestehen (nicht genehmigte) Nut-
zungen von Freizeiteinrichtungen (Kleingärten, Lauben u. ä.) im Frei-
raum. Die Verpachtung erfolgte zu sehr günstigen Pachtbedingungen 
an die jetzigen Nutzer. Gestattet sind hier nur einjährige Pflanzungen. 
Im Laufe der Zeit entstanden dort stattdessen jedoch ungenehmigte 
Freizeitgärten mit den entsprechenden Aufbauten und Pflanzungen. 
Den heutigen Nutzern dieser Flächen wird an anderer Stelle im Ortsteil 
Flächenersatz als Grabeland angeboten werden.  

Das Gesamtkonzept führt dazu, dass der Eingriff in Natur und Land-
schaft innerhalb des Bebauungsplans vollständig kompensiert werden 
kann.  

Das Landschaftsbild mit Streuobstwiesen bleibt erhalten.  

 

Zu 3.) Kita 

Die Kita erhält gemäß Gutachten 12 Stellplätze für Beschäftigte und  
12 Stellplätze für Besucher. Es ist nicht möglich, zusätzliche Stellplätze 
über den als notwendig ermittelten Bedarf anzubieten.  

Speziell für den Hol- und Bringverkehr, der immer nur kurzzeitiges Hal-
ten und Parken bedeutet, kann nicht eine größere Zahl an Stellplätzen 
angeboten werden, die am Rest des Tags leer ständen. Für den kurz-
fristigen Bedarf können auch die 12 öffentlichen Parkplätze im öffentli-
chen Straßenraum genutzt werden.  

Außerdem wird ein Teil des Bringverkehrs auch aus der näheren Nach-
barschaft mittels Fahrrad oder zu Fuß erfolgen können.  

 

Zu 4.) Flachdach 

Um der Siedlung mit ihren Baugruppen ein eigenständiges und wieder-
erkennbares Straßenbild zu geben, werden Regelungen für die Dach-
form, die Gestaltung von Dächern, Fassaden, Nebenanlagen und Ein-
friedungen festgelegt. 

Die Bebauung soll sich an gleichartigen Gestaltungselementen orientie-
ren und insbesondere in der Baumasse und Kubatur aufeinander abge-
stimmt sein. Daher sind die Größen und Höhenbeschränkungen sowie 
die Dachformfestlegung notwendig. Die Beschränkung der Material-
auswahl und Farbe für die Fassaden, insbesondere der Ausschluss 
glänzender Fassadenmaterialien sowie die Regelungen zu Garagen, 
Carports, Müllstandorten und Einfriedungen sind notwendig, um mit 
wenigen klaren Elementen eine gestalterische Grundlinie umzusetzen, 
die die ganzheitliche Identifikation der kleinen Siedlung ermöglicht.  
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Die individuelle Gestaltungsfreiheit wird jedoch nicht wesentlich einge-
schränkt.  

Bewusst sind die Solitärgebäude von Feuerwehr und Kindertagesstätte 
in der Formensprache gleich gehalten (Flachdachkuben), jedoch wei-
chen sie ebenso bewusst mit ihrer Farbgebung als deutlich erkennbare 
Sonderbaukörper von der Wohnbebauung ab.  

Es soll der Übergang von der Hochhaussiedlung der 70er Jahre und 
der späteren Einzelhausbebauung gestaltet und getroffen werden. Zu-
sätzlich sind die Ortsrandlage zu beachten und der Übergang in das 
Landschaftsbild sicherzustellen. 

Aus diesem Grund wird für die Wohnbebauung das Flachdach als be-
grüntes Dach als allein zulässige Dachform und Gestaltung für Haupt-, 
Nebengebäude und Garagen festgesetzt.  

Die getroffene Höhenfestsetzung ermöglicht Staffelgeschosse und da-
mit einen Dachausbau in Form eines Bautyps, der z. B. in Leverkusen-
Opladen im Bereich der Neuen Bahnstadt Opladen mit großem Erfolg 
und reger Nachfrage umgesetzt wird. Die möglichen Dachterrassen 
durch die Staffelgeschosse und andere notwendige Bewegungsflächen 
auf Dächern sind von der Verpflichtung zur Begrünung ausgenommen. 

 

Zu 5.) Verkehrssituation  

Es sind 12 öffentliche Parkplätze vorgesehen, die in den neuen Ver-
kehrsflächen untergebracht sind. Sie decken den zu erwartenden Be-
sucherverkehr für die Wohnnutzung ab. Kurzzeitig können die Parkplät-
ze auch für den Hol- und Bringverkehr zum Kindergarten genutzt wer-
den.  

Die Verkehrsfläche der Straße ist entsprechend breit festgesetzt. Nach 
Süden bis zur Einmündung der Steinbücheler Straße ermöglicht die 
Festsetzung größtenteils die Anlage des dort fehlenden Gehwegs und 
die Verbreiterung des vorhandenen Gehwegs auf der Ostseite.  

Die Straße Am Steinberg erhält zukünftig eine Fahrbahnbreite von  
6,0 m. Bei dieser Breite ist der Begegnungsverkehr Bus/Bus bzw. 
Lkw/Lkw bei verminderter Geschwindigkeit (Tempo 30) möglich. 

 

Zu 6.) Abwassergemeinschaft  

Es wird angenommen, dass es sich um die Häuser Am Steinberg 45-53 
und Auf’m Berg 1 sowie vermutlich auch Haus Am Steinberg 28 han-
delt. Diese Häuser leiten das Schmutzwasser in ein Privatsystem, das 
im weiteren Verlauf in einen öffentlichen Schmutzwasserkanal mündet. 
Nach Informationen der Technischen Betriebe Leverkusen (TBL) wur-
den die Privatkanäle in den Dimensionen DN 150 bis DN 200 mit einem 
Gefälle von ca. 5-6 ‰ verlegt. Diese Randbedingungen dürften nach 
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Einschätzung der TBL nicht zu betrieblichen Problemen führen, wenn 
das Privatsystem ansonsten richtig betrieben wird (z. B. keine Einlei-
tung von Fett, regelmäßige Reinigung). 
 
Im Zuge der Realisierung des Bebauungsplangebietes wird in der Stra-
ße Am Steinberg südlich der Fichtestraße ein neues Trennsystem ge-
baut werden. Die Übernahme des Schmutzwassers der oben genann-
ten Häuser wird für die Anwohner ohne Zusatzkosten erfolgen.  
Der dann nicht mehr benötigte Teil der Privatkanalisation würde von 
den TBL verschlossen. Ein Kostenersatz für die aufgegebenen Privat-
leitungen erfolgt nicht. 
Auf den Anschluss des Niederschlagswassers dieser Bebauung kann 
seitens der TBL dann verzichtet werden, wenn die anderweitige ord-
nungsgemäße Beseitigung des Niederschlagswassers nachgewiesen 
wird (z. B. Versickerung, Gewässereinleitung). Hierzu bedarf es was-
serrechtlicher Genehmigungen der Bauaufsicht bzw. der Unteren Was-
serbehörde. Der Bau einer Zisterne ist aus TBL-Sicht möglich. Das Vo-
lumen bleibt allerdings unberücksichtigt beim Nachweis der ordnungs-
gemäßen Niederschlagswasserbeseitigung, da die Entwässerung auch 
bei Vollfüllung der Zisterne funktionieren muss. 

 

Zu 7.) Bedarf an Eigentumsimmobilien  

Die Bevölkerung Leverkusens wird seit Jahren durchschnittlich älter. 
Dieser Prozess wird sich auch in Zukunft fortsetzen. Der angenommene 
jährliche Pro-Kopf-Wohnflächenzuwachs könnte aufgrund einer immer 
stärker wirksam werdenden demografischen Entwicklung mit einer er-
heblichen Zunahme von Singlehaushalten aufgrund der Alterung noch 
höher ausfallen und damit den Bedarf an Wohnflächen noch steigern. 
Um den demografischen Wandel in seiner Geschwindigkeit zu brem-
sen, sollen mit Baulandangeboten Entwicklungsspielräume geschaffen 
werden, damit „junge Haushalte“ Immobilien erwerben können und in 
der Stadt bleiben bzw. aufgrund des Angebotes nach Leverkusen zie-
hen.  

Wenn die Stadt Leverkusen die heutige Einwohnerzahl bis zum Jahr 
2020 halten will bzw. sogar leicht wächst, muss sie als Wohnstandort 
attraktiver werden und zielgruppenorientiert Wohnangebote schaffen. 
"Leverkusen soll als attraktiver Wohnstandort in der Region gestärkt 
werden und dadurch die Bevölkerungsentwicklung stabil halten. Dem 
Abwanderungstrend insbesondere junger Familien soll entgegengewirkt 
werden“ (vgl. Handlungsprogramm Wohnen sowie Erläuterungsbericht 
Flächennutzungsplan (FNP)). Durch ein entsprechendes Angebot ver-
sucht Leverkusen, Haushalte mit Eigentumswünschen in der Stadt zu 
halten.  

Das neue Wohnbaugebiet ist deshalb von großer Bedeutung für die 
weitere Entwicklung Leverkusens als Wohnstandort, zumal diese Flä-
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chen durch die Stadt selbst kurzfristig für Erschließungsträger ausge-
schrieben und dem Markt zur Verfügung gestellt werden können. 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen bzw. im Punkt „Ver-
kehrsbreite Am Steinberg“ gefolgt. 
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A 1 

Bernd Syring vom 25.06.2012 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Eine Erschließung des nordöstlich an das Plangebiet angrenzenden 
Flurstücks ist entweder über die Zufahrt für die Landwirtschaft von der 
Straße Am Steinberg und die Ausgleichsflächen möglich oder wie bis-
her auch vom nördlich angrenzenden Weg. Beide Möglichkeiten sind 
wie bisher privatrechtlich zu definieren. Mit dem bisherigen Pächter so-
wie dem Eigentümer an das Bebauungsplangebiet angrenzender Flä-
chen haben entsprechende positive Gespräche im Vorfeld des Sat-
zungsbeschlusses stattgefunden. 
 

Nach Kenntnisstand der Technischen Betriebe der Stadt Leverkusen 
(TBL) leiten die Häuser Am Steinberg 45-53 und Auf’m Berg 1 sowie 
vermutlich auch Am Steinberg 28 das Schmutzwasser in ein Privatsys-
tem, das im weiteren Verlauf in einen öffentlichen Schmutzwasserkanal 
mündet. Nach TBL-Informationen wurden die Privatkanäle in den Di-
mensionen DN 150 bis DN 200 mit einem Gefälle von ca. 5-6 ‰ ver-
legt. Diese Randbedingungen dürften nach unserer Einschätzung nicht 
zu betrieblichen Problemen führen, wenn das Privatsystem ansonsten 
richtig betrieben wird (z. B. keine Einleitung von Fett, regelmäßige Rei-
nigung). 
Im Zuge der Realisierung des Bebauungsplangebietes wird in der Stra-
ße Am Steinberg südlich der Fichtestraße ein neues Trennsystem ge-
baut werden. Die Übernahme des Schmutzwassers der oben genann-
ten Häuser wird für die Anwohner ohne Zusatzkosten erfolgen. Der 
dann nicht mehr benötigte Teil der Privatkanalisation würde von den 
TBL verschlossen. Ein Kostenersatz für die aufgegebenen Privatleitun-
gen erfolgt nicht. 
Auf den Anschluss des Niederschlagswassers dieser Bebauung kann 
seitens der TBL dann verzichtet werden, wenn die anderweitige ord-
nungsgemäße Beseitigung des Niederschlagswassers nachgewiesen 
wird (z. B. Versickerung, Gewässereinleitung). Hierzu bedarf es was-
serrechtlicher Genehmigungen der Bauaufsicht bzw. der Unteren Was-
serbehörde. Der Bau einer Zisterne ist aus TBL-Sicht möglich. Das Vo-
lumen bleibt allerdings unberücksichtigt beim Nachweis der ordnungs-
gemäßen Niederschlagswasserbeseitigung, da die Entwässerung auch 
bei Vollfüllung der Zisterne funktionieren muss. 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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